
Mandanteninformation 
September 2018 

1 

Themen dieser Ausgabe 
 Comfort Letter der Kommission zur Besteuerung deutscher Sanierungsgewinne
 Schadensersatz wegen überhöhter Einkommensteuerfestsetzung
 Abfindung eines Grenzgängers bei Wegzug
 Gewerbesteuerliche Hinzurechnungen verfassungskonform
 Grundsteuer: Herabsetzung des Kaufpreises innerhalb der Zweijahresfrist

Comfort Letter der Kommission zur Be-
steuerung deutscher Sanierungsge-
winne 

Die Europäische Kommission sieht in der Regelung zur 
Steuerbefreiung von Sanierungsgewinnen keine schäd-
liche Beihilfe. 

Hintergrund: Mit Beschluss des Bundesfinanzhofs vom 
28.11.2016 (GrS 1/15, BStBl. II 2017, 393) entschied der 
Große Senat, dass der sog. Sanierungserlass gegen die Ge-
setzmäßigkeit der Verwaltung verstoße. Das Bundesminis-
terium der Finanzen legte als Reaktion auf das Urteil in sei-
nem Schreiben vom 27.4.2017 (IV C 6 – S 2140/13/10003, 
BStBl. I 2017, 741) fest, dass der Sanierungserlass für Alt-
fälle, das heißt für die Fälle, in denen der Forderungsver-
zicht der an der Sanierung beteiligten Gläubiger bis ein-
schließlich zum 8.2.2017 endgültig vollzogen war, weiter-
hin anzuwenden sei. Doch auch dies ist laut Bundesfinanz-
hof mit der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung unvereinbar 
(Urteil vom 23.8.2017, I R 52/14, BFHE 259, 20; Urteil 
vom 23.8.2017, X R 38/15; BFHE 259, 28). Im Einverneh-
men der obersten Finanzbehörden der Länder hat das Bun-
desministerium der Finanzen daraufhin entschieden, dass 
die jüngsten Urteile des Bundesfinanzhofs nicht über die 
entschiedenen Einzelfälle hinaus anwendbar seien (Nicht-
anwendungserlass vom 29.3.2018, IV C 6 – 
S 2140/13/10003, BStBl. I 2018, 588). Im Ergebnis ist der 
Sanierungserlass somit weiterhin auf Altfälle anwendbar. 
Für Sanierungsgewinne nach dem 8.2.2018 sollen gesetzli-
che Neuregelungen in § 3a EStG sowie § 7b GewStG zur 

Steuerfreiheit führen. Das Inkrafttreten steht jedoch unter 
dem Vorbehalt der Zustimmung der Europäischen Kom-
mission. 

Antwort aus Brüssel: Das Bundesministerium der Finan-
zen bestätigte den Eingang eines sog. Comfort Letters bei 
der Bundesregierung am 13.8.2018, wonach die EU- 
Kommission in den Neuregelungen zur Steuerfreiheit von 
Sanierungsgewinnen keine EU-rechtswidrige Beihilfe 
sieht. 

Hinweis: Durch die Rückmeldung der EU-Kommission ist 
ein großer Unsicherheitsfaktor im Bereich der Sanierungs-
praxis beseitigt. Gläubiger können grundsätzlich auf For-
derungen verzichten, ohne dass ein Teil dieses Verzichts 
besteuert wird. Auch im Hinblick auf die Gewerbesteuer 
entsteht durch die gesetzliche Verankerung Rechtssicher-
heit. Bisher musste jede Kommune, in der das insolvente 
Unternehmen eine Betriebsstätte unterhielt, einer Steuer-
freiheit im Rahmen der Gewerbesteuer zustimmen. Aller-
dings handelt es sich beim Comfort Letter nicht um einen 
Beschluss der EU-Kommission, der die deutschen 
Regelungen zu Sanierungsgewinnen automatisch in Kraft 
treten lässt. Vielmehr müssen diese vom Gesetzgeber 
gesondert beschlossen werden. Mit einem Inkrafttreten ist 
bis zum Jahresende 2018 zu rechnen. 

September 2018 



Mandanteninformation 
September 2018 

2 

Schadensersatz wegen überhöhter Ein-
kommensteuerfestsetzung 
BFH, Urteil v. 25.4.2018 – VI R 34/16, DStR 2018, S. 1706 

 
 
 
 

Die Erfüllung eines Schadensersatzanspruchs eines Ar-
beitnehmers gegen seinen Arbeitgeber, der auf einer 
überhöhten Einkommensteuerfestsetzung gegenüber 
dem Arbeitnehmer beruht, führt beim Arbeitnehmer 
nicht zu einem Lohnzufluss, wenn dem Arbeitnehmer 
tatsächlich ein Schaden entstanden ist, die Einkom-
mensteuer also ohne die Pflichtverletzung oder 
unerlaubte Handlung des Arbeitgebers niedriger fest-
gesetzt worden wäre. 
 
Hintergrund: Zu den Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit gehören neben Gehältern und Löhnen auch andere 
Bezüge und Vorteile, die für eine Beschäftigung im öffent-
lichen oder privaten Dienst gewährt werden, unabhängig 
davon, ob ein Rechtsanspruch auf sie besteht und ob es sich 
um laufende oder um einmalige Bezüge handelt. 
 
Sachverhalt: Der Kläger erzielte als Arbeitnehmer Ein-
künfte aus nichtselbständiger Arbeit. Im Rahmen seines 
Arbeitsverhältnisses stand ihm ein Dienstwagen zur Ver-
fügung. Die private Nutzung des Dienstwagens wurde 
gestattet. Über die Fahrten mit dem Dienstwagen führte der 
Kläger Aufzeichnungen in Form einer Loseblattsammlung. 
Die Aufzeichnungen wurden später durch eine andere 
Person in ein gebundenes Buch übertragen. Das Finanzamt 
gelangte im Anschluss an eine Lohnsteuer-Außenprüfung 
beim Arbeitgeber zu der Auffassung, dass die Aufzeich-
nungen kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch darstellten und 
erließ daraufhin geänderte Einkommensteuerbescheide. 
Der Kläger meldete den Vorgang bei der Haftpflicht- 
versicherung des Arbeitgebers. Er war der Auffassung, 
dass ihm durch die höhere Einkommensteuerfestsetzung 
ein Schaden entstanden sei, den sein Arbeitgeber durch 
Verletzung der Überwachungspflicht verschuldet habe. Die 
Haftpflichtversicherung zahlte im Vergleichswege einen 
Pauschalbetrag von EUR 50.000. Nach einer weiteren 
Außenprüfung vertrat das Finanzamt die Auffassung, dass 
die Zahlung der Haftpflichtversicherung beim Kläger als 
Arbeitslohn zu versteuern sei. Der Einspruch blieb 

erfolglos. Das Finanzgericht gab der Klage statt. Das Fi-
nanzamt legte gegen die Entscheidung des Finanzgerichts 
Revision ein. 
 
Entscheidung: Der Bundesfinanzhof konnte auf Grund-
lage der tatsächlichen Feststellungen des Finanzgerichts 
nicht abschließend beurteilen, ob es sich bei der fraglichen 
Zahlung um Arbeitslohn handelt. Deshalb wurde die Sache 
an das Finanzgericht zurückverwiesen. Arbeitslohn liegt 
nicht vor, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer einen 
Schaden ersetzt, den dieser infolge einer Verletzung 
arbeits- oder sonstiger zivilrechtlicher (Fürsorge-)Pflichten 
oder einer unerlaubten Handlung des Arbeitgebers erlitten 
hat. Denn damit werden nicht die Dienste des Arbeitneh-
mers vergütet, sondern ein vom Arbeitgeber verursachter 
Schaden ausgeglichen. Schadensersatz, der wegen über-
höhter Einkommensteuerfestsetzung zu leisten ist, dient 
dem Ausgleich einer Vermögenseinbuße, die nicht in der 
Erwerbssphäre, sondern in der Privatsphäre eingetreten ist. 
Die Erfüllung eines dahingehenden Schadensersatzan-
spruchs eines Arbeitnehmers gegen seinen Arbeitgeber 
führt beim Arbeitnehmer folglich nicht zu einem Lohn- 
zufluss. Eine solche Zahlung stellt allerdings nur dann kei-
nen Arbeitslohn, sondern eine einkommensteuerrechtlich 
unbeachtliche private Vermögensmehrung dar, wenn dem 
Steuerpflichtigen tatsächlich ein Schaden entstanden ist, 
die Einkommensteuer also ohne die arbeits- oder zivilrecht-
liche (Fürsorge-)Pflichtverletzung des Arbeitgebers 
niedriger festgesetzt worden wäre. Der Schaden berechnet 
sich dann aus der Differenz zwischen der tatsächlich fest-
gesetzten Einkommensteuer und derjenigen Einkommen-
steuer, die sich ohne die Pflichtverletzung ergeben hätte. 
 
Hinweis: Der Steuerpflichtige trägt in diesem Fall die ob-
jektive Feststellungslast, dass die Ersatzleistung des 
Arbeitgebers der Erfüllung eines tatsächlich bestehenden 
Schadensersatzanspruchs diente, weil die entscheidungs-
erheblichen Umstände in seiner Sphäre liegen. 
 
 

 
 
Abfindung eines Grenzgängers bei 
Wegzug  
FG Baden-Württemberg, Urteil v. 16.1.2018 – 6 K 1405/15, 
BeckRS 2018, 16839 

 
 
 
 
 
 

Ist der Steuerpflichtige ein Grenzgänger und erhält er 
eine Abfindung für die Auflösung des Dienst- 
verhältnisses, so unterliegt der Teil, der auf die Zeit der 
zuvor bestandenen unbeschränkten Steuerpflicht 
entfällt, der inländischen Besteuerung. 
 
Hintergrund: Bei Abfindungen, die der Arbeitnehmer als 
Ausgleich für die mit der Auflösung des Dienstverhältnis-
ses verbundenen Nachteile vom Arbeitgeber erhält, handelt 

es sich grundsätzlich um Entschädigungszahlungen, die als 
Arbeitslohn dem Lohnsteuerabzug zu unterwerfen sind. Sie 
können bei Erfüllung der Voraussetzungen ermäßigt 
besteuert werden. 
 
Sachverhalt: Der Kläger gab seinen Wohnsitz im Jahr 
2008 in Deutschland auf und zog nach Frankreich. Auch 
nach dem Umzug nach Frankreich arbeitete er weiterhin 
bei seinem deutschen Arbeitgeber. Mit Aufhebungsvertrag 
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endete das Arbeitsverhältnis im Jahr 2014. Der Kläger 
erhielt als Ausgleich für die Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses einen einmaligen Abfindungsbetrag. Das 
Finanzamt war der Ansicht, dass der Anteil der Abfindung, 
der auf die unbeschränkte Steuerpflicht entfalle, dem inlän-
dischen Steuerabzug zu unterwerfen sei. Der Kläger war 
von der gesamten Betriebszugehörigkeit 260 von insge-
samt 330 Monaten im Inland unbeschränkt steuerpflichtig. 
Der Kläger beantragte, die einbehaltene Steuer für die 
Abfindung zu erstatten, da die Abfindung kein zusätzliches 
Entgelt für die frühere Tätigkeit darstelle, sondern eine Ent-
schädigung für den Verlust des Arbeitsplatzes. Das Finanz-
amt lehnte den Antrag mit Bescheid ab. Der hiergegen 
eingelegte Einspruch wurde zurückgewiesen. 
 
Entscheidung: Die Klage ist zulässig, jedoch unbegründet. 
Der Kläger hat keinen Anspruch auf eine steuerliche Frei-
stellung der Abfindung in Deutschland. Das Finanzamt hat 
zu Recht 260/330 des Abfindungsbetrags der deutschen 
Besteuerung unterworfen. Der Kläger unterliegt der 

beschränkten Steuerpflicht. Die Abfindung stellt inländi-
sche Einkünfte im Sinne des § 49 Abs. 1 Nr. 4 lit. d EStG 
dar. Demnach sind inländische Einkünfte auch solche Ein-
künfte aus nichtselbständiger Arbeit, die als Entschädigung 
im Sinne des § 24 Nr. 1 EStG für die Auflösung eines 
Dienstverhältnisses gezahlt werden, soweit die für die 
zuvor ausgeübte Tätigkeit bezogenen Einkünfte der inlän-
dischen Besteuerung unterlegen haben. Hierunter fallen 
regelmäßig Abfindungen aus Anlass der Beendigung eines 
Arbeitsverhältnisses. 
 
Hinweis: Nach Auffassung des Senats wäre das Finanzamt 
aufgrund von § 49 Abs. 1 Nr. 4 lit. b EStG berechtigt 
gewesen, die gesamte Abfindung und nicht nur einen Teil 
davon der inländischen Besteuerung zu unterwerfen. Da es 
aber lediglich einen Teil dieser Abfindung dem Lohn- 
steuerabzug unterworfen hat, hatte der Senat auch nur über 
die Rechtmäßigkeit dieses Betrags zu entscheiden. Eine 
Verböserung kommt im Klageverfahren nicht in Betracht.

 
 
Gewerbesteuerliche Hinzurechnungen 
verfassungskonform 
BFH, Urteil v. 14.6.2018 – III R 35/15, DStR 2018, S. 1814 

 
 
 
 
 
 

Der Objektsteuercharakter der Gewerbesteuer recht-
fertigt Korrekturen des Gewinns und damit auch Hin-
zurechnungen und Kürzungen. Die der Höhe nach 
unterschiedliche gewerbesteuerliche Hinzurechnung 
von Miet- und Pachtzinsen für bewegliche und unbe-
wegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens und 
von Aufwendungen für die zeitlich befristete Überlas-
sung von Rechten muss nicht einem strikten Folge- 
richtigkeitsgebot genügen. 
 
Hintergrund: Anders als bei der Einkommensteuer oder 
Körperschaftsteuer handelt es sich bei der Gewerbesteuer 
um eine Objektsteuer. Die Gewerbesteuer unterwirft den 
Ertrag des im Betrieb arbeitenden Kapitals der Besteue-
rung, ohne Rücksicht darauf, ob die Kapitalausstattung des 
Betriebs mit Eigen- oder Fremdkapital finanziert wurde. 
Für die Objektivierung der Erträge wurden Hinzurech-
nungs- und Kürzungsvorschriften gesetzlich normiert. 
 
Sachverhalt: Die Klägerin betreibt mehrere Hotels. Die 
Hotelgrundstücke hat sie angemietet. Handelsrechtlich er-
wirtschaftete sie im Streitjahr einen Verlust. Schuldzinsen, 
Miet-/Pachtzinsen für unbewegliche und bewegliche Wirt-
schaftsgüter und Lizenzgebühren führten im Streitjahr zu 
gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen. Die Klägerin legte 
wegen verfassungsrechtlicher Bedenken Einspruch gegen 
die ergangenen Bescheide ein, der erfolglos blieb. Die 
Klage vor dem Finanzgericht blieb ebenfalls ohne Erfolg. 
 
Entscheidung: Die Revision ist unbegründet. Die Hinzu-
rechnung eines Teils der Entgelte für Schulden, Miet- und 
Pachtzinsen sowie Aufwendungen für die zeitlich befristete 

Überlassung von Rechten ist durch den Objektsteuer- 
charakter bedingt. Dieser besagt, dass die Steuer an das 
Objekt des Gewerbebetriebs anknüpft, losgelöst von den 
Beziehungen zu einem bestimmten Rechtsträger. Nach 
dem ursprünglichen Konzept soll die objektive Ertragskraft 
des Betriebs abgebildet werden. Das Bundesverfassungs-
gericht sieht die Gewerbesteuer mit deren Grundstruktur 
als verfassungsrechtlich gerechtfertigt an. Die von den Hin-
zurechnungsvorschriften ausgehenden Belastungen sind 
nach Auffassung des 3. Senats von der verfassungsrechtli-
chen Legitimität der Gewerbesteuer erfasst und im Grund-
satz hinzunehmen. Dies kann auch dazu führen, dass 
ertraglose Betriebe belastet werden. Entgegen der Rechts-
ansicht der Klägerin kann ein Gleichheitsverstoß nicht da-
raus abgeleitet werden, dass die Klägerin, die mit gemiete-
tem Grundbesitz wirtschaftet, wegen der Hinzurechnungs-
vorschriften einer höheren Gewerbesteuerbelastung unter-
liegt als ein vergleichbarer Gewerbetreibender, der mit 
eigenem Sachkapital arbeitet. 
 
Hinweis: Die Klägerin berief sich zudem darauf, dass sich 
durch die erstmalig eingeführte gewerbesteuerliche Hinzu-
rechnung von Miet- und Pachtzinsen für unbewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens ab 2008 ihr Unter-
nehmenskonzept rückwirkend entwertet habe, da sie auf 
das Fortbestehen der bisher geltenden Rechtslage vertraut 
habe. Der Bundesfinanzhof wies diesen Einwand zurück, 
da er dieses Vertrauen als nicht schützenswert erachtet, 
denn ein vollständiger Schutz zu Gunsten des Fortbeste-
hens der bisherigen Rechtslage würde den dem Gemein-
wohl verpflichteten Gesetzgeber in wichtigen Bereichen 
lähmen. 
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Grunderwerbsteuer: Herabsetzung des 
Kaufpreises innerhalb der Zweijahres-
frist 
FG München, Urteil v. 11.4.2018 – 4 K 103/18, BeckRS 2018, 
11946 

 
 
 
 
 
 

Die nachträgliche Aufhebung von Grunderwerbsteuer-
bescheiden nach § 175 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AO setzt voraus, 
dass das grunderwerbsteuerrechtliche Rechtsgeschäft 
von Anfang an unwirksam war oder nachträglich 
durch Anfechtung unwirksam geworden ist. Die Aus-
übung von vertraglichen oder gesetzlichen Gestaltungs-
rechten (z.B. Rücktritt) stellen hingegen kein Ereignis 
mit steuerlicher Wirkung für die Vergangenheit dar. 
 
Hintergrund: Wird die Gegenleistung für ein Grundstück 
herabgesetzt, wird gemäß § 16 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG auf 
Antrag die Steuer entsprechend niedriger festgesetzt oder 
die Steuerfestsetzung geändert, wenn die Herabsetzung 
innerhalb von zwei Jahren seit der Entstehung der Steuer 
stattfindet. 

Sachverhalt: Die Beteiligten streiten darüber, ob die 
Voraussetzungen für die Änderung eines Grunderwerb-
steuerbescheids gemäß § 175 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AO vor-
liegen. Im Jahr 2007 erwarb die Klägerin Grundvermögen. 
Laut Kaufvertrag war die Klägerin verpflichtet, einen 
Kaufpreisanteil auf ein Notartreuhandkonto als Einbehalt 
für den in die Wertkalkulation einbezogenen, aber noch 
nicht abgeschlossenen Mietvertrag zu bezahlen. Dieser 
Kaufpreisanteil sollte erst dann dem Verkäufer ausbezahlt 
werden, wenn der Verkäufer der Klägerin diverse 
Abschlüsse von Mietverträgen vermittelt hätte. Mit 
Bescheid von 2007 setzte das Finanzamt gegen die Kläge-
rin Grunderwerbsteuer fest. Mit Schreiben vom Jahr 2012 
beantragte die Klägerin eine Änderung des Grunderwerb-
steuerbescheids, da der Grundstückskaufpreis nachträglich 
gemindert worden sei. Die Minderung sei darauf zurückzu-
führen, dass es dem Verkäufer nur im geringen Umfang 
gelungen sei, weitere Mietverträge abzuschließen. Die Klä-
gerin war der Ansicht, die Kaufpreisminderung sei gemäß 
§ 175 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AO als rückwirkendes Ereignis 

steuermindernd zu berücksichtigen. Das Finanzamt lehnte 
die Berichtigung des Bescheids mit der Begründung ab, 
dass ein vertraglich vereinbartes Minderungsrecht kein 
rückwirkendes Ereignis darstelle. In diesem Fall komme 
nur eine Änderung gemäß § 16 GrEStG in Betracht, jedoch 
ist diese Regelung aufgrund des Ablaufs der Festsetzungs-
verjährungsfrist nicht mehr anwendbar. Der Einspruch 
blieb erfolglos. 

Entscheidung: Die Klage ist unbegründet. Zu Recht hat 
das Finanzamt die Änderung des Grunderwerbsteuer- 
bescheids abgelehnt. Wird die Gegenleistung für das 
Grundstück innerhalb von zwei Jahren seit der Entstehung 
der Steuer herabgesetzt, wird die Steuer auf Antrag gemäß 
§ 16 GrEStG niedriger festgesetzt. Jedoch ist ein nach 
Ablauf der Festsetzungsverjährungsfrist gestellter Antrag 
unzulässig. Eine Änderung des Steuerbescheids nach 
§ 175 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AO kommt nicht in Betracht, da 
kein rückwirkendes Ereignis vorliegt. Zu den rückwirken-
den Ereignissen zählen alle rechtlich bedeutsamen Vor-
gänge, aber auch tatsächliche Lebensvorgänge, die steuer-
lich in der Weise Rückwirkung entfalten, dass nunmehr der 
veränderte anstelle des zuvor verwirklichten Sachverhalts 
der Besteuerung zugrunde zu legen ist. Maßgeblich hierfür 
ist das einschlägige materielle Recht. Die Ausübung von 
vertraglichen oder gesetzlichen Gestaltungsrechten stellt 
hingegen kein Ereignis mit steuerlicher Rückwirkung dar. 

Hinweis: Das Finanzgericht hat die Revision zugelassen, 
weil zur Frage, ob die Herabsetzung des Kaufpreises inner-
halb der Zweijahresfrist des § 16 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG ein 
rückwirkendes Ereignis darstellt, bislang keine höchst-
richterliche Rechtsprechung ergangen ist. Das Verfahren 
ist beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen 
II R 15/18 anhängig. 
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